
Stadt Stolberg (Rhld.) Stolberg, den 15.11.2007

EINLADUNG

zu einer Sitzung des Hauptausschusses
Tag der Sitzung: Dienstag, den 04.12.2007
Ort der Sitzung: Rathaus, Ratssaal
Beginn der Sitzung: 17.00 Uhr

TAGESORDNUNG (Beratungspunkte):

a) Feststellung der Beschlussfähigkeit

b) Feststellung der form- und fristgerechten Ladung sowie Unterrichtung der
Öffentlichkeit gemäß § 27 Abs. 2 der Geschäftsordnung für den Rat und die
Ausschüsse der Stadt Stolberg (Rhld.)

c) Beschlussfassung über die Tagesordnung

A. Öffentliche Sitzung:

1. Beratung über die Weiterbehandlung von Anträgen:

a) Antrag der CDU-Fraktion, hier eingegangen am 22.10.2007, betr. die
Erneuerung der Fußgängerbrücken „In der Schart/Offermannplatz“ und
„Steinweg/Klatterstraße“

b) Antrag der CDU-Fraktion, hier eingegangen am 22.10.2007, betr. Den
Zustand der Fahrbahnoberfläche „In der Schart“

c) Antrag der CDU-Fraktion vom 05.11.2007 betr. die Erstellung eines
Konzeptes für die Familienkarte

2. Umbesetzungen in verschiedenen Ausschüssen

a) Antrag der SPD-Fraktion vom 22.11.2007 zur Umbesetzung im
Schulausschuss

b) Antrag der SPD-Fraktion vom 05.11.2007 zur Umbesetzung im Ausschuss für
soziale Angelegenheiten

c) Antrag der SPD-Fraktion vom 05.11.2007 zur Umbesetzung im
Sportausschuss
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3. Vom Kämmerer genehmigte Mehrausgaben zwischen 5.000,00 und 10.000 € in
der Zeit vom 01.07. - 30.09.2007

4. Forderungsverrechnung der enwor GmbH aus verdeckter Gewinnausschüttung mit
der Vorauszahlung der Konzessionsabgabe für das 2. Halbjahr 2007

5. Bestellung eines Vertreters der Stadt Stolberg (Rhld.) für die
Verbandsversammlung des Wasserverbandes Eifel-Rur

6. Einstellung von Einladungen und Niederschriften des Rates und seiner
Ausschüsse in das Internet
hier: Informationsvorlage

7. Antrag der FDP-Fraktion auf Einführung der Sofort-/24-Stunden-/Express-
Baugenehmigung

8. Sockelfinanzierung der Wirtschaftsförderungsgesellschaft des Kreises Aachen

9. Bereitstellung von Ausgabemitteln HHSt. 1.4130.73020.6 - Krankenhilfe-
Restabwicklung BSHG

10. Bereitstellung außerplanmäßiger Mittel für die Neugestaltung der Ortseinfahrten

11. Bereitstellung von Haushaltsmitteln bei HHSt. 1.8550.51020.7 - U. I.
Forstwirtschaftswege
hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung

12. Bereitstellung überplanmäßiger Mittel i. H. v. 5.000,00 € bei HHSt. 1.8550.57000.5
- Forstkulturen zum Ankauf von Forstpflanzen

13. Bereitstellung überplanmäßiger Mittel i. H. v. 7.000,00 € bei HHSt. 1.8550.93500.3
- Bewegliches Anlagevermögen Forst zur Beschaffung von Motorsägen

14. Auftragsvergabe für die Schließ- und Zeiterfassungsanlage Rathausstr. 11 - 13
und Außenstellen
hier: Bereitstellung von zusätzlichen Finanzmitteln

15. Zusätzliche Mittelbereitstellung
hier: Ärztliche Untersuchungen

16. Informationsvorlage zur Änderung beim Dualen System Deutschland

17. Änderung der Gemeindeordnung zum 17.10.2007
hier: Informationsvorlage

18. Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel U. I. Technisches Betriebsamt
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19. Bereitstellung zusätzlicher Haushaltmittel bei HHSt. 1.0000.40000.4
„Aufwandsentschädigungen Rats- und Ausschussmitglieder“

20. Fachräume Realschule I - Baukosten -

21. Beantwortung von Anfragen und Mitteilungen

B. Nichtöffentliche Sitzung

1. Grundstück Rhein-Nassau-Weg (ehem. Belgische Schule)

2. Bewilligung von Altersteilzeit

3. Bewilligung von Altersteilzeit

4. Weiterverpachtung des städt. Eigenjagdbezirkes Zweifall

5. Bebauungsplan Nr. 72 - Hastenrather Straße/Saarstraße
hier: Übertragung der Erschließungsanlagen

6. Rückübertragung Sanierungstreuhandvermögen Altstadt Stolberg

7. Beantwortung von Anfragen und Mitteilungen

gez.
(Ferdi Gatzweiler)
Bürgermeister

geplante Erweiterung der Tagesordnung:

TOP A 21: Rückübertragung Sanierungstreuhandvermögen Altstadt Stolberg -
Darlehensübernahme -

TOP A 22: Änderung der Friedhofssatzung

TOP A 23: Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel im Deckungskreis 087
„Unterhaltung/WartungGebäude- und Nebenanlagen (pflichtiger Bereich)
hier: Genehmigung einer dringlichen Entscheidung

TOP A 24: Bereitstellung überplanmäßiger Mittel für die Ablösekosten zur
Unterhaltung der touristischen Unterrichtungstafeln an der A 4 und A 44

TOP A 25: Bereitstellung von Ausgabemitteln bei Finanzposition 1.2000.93510.5 -
Medienkonzept Schulen -

TOP A 26: Bereitstellung zusätzlicher Ausgabemittel bei HHSt. 1.8550.64010.0
„Umsatzsteuer-Zahllast“















Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nichtöffentlich
II/20/21 gei

Datum
19.10.2007

Drucksache-Nr.

VORLAGE

für die Sitzung des Hauptausschusses HA
am 04.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 3
Betreff Vom Kämmerer genehmigte Mehrausgaben zwischen 5.000 und

10.000€ in der Zeit vom 01.07.-30.09.2007

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss nimmt die in der beigefügten Zusammenstellung aufgeführten,
vom Kämmerer in der Zeit vom 01.07. bis 30.09.2007 genehmigten Mehrausgaben zur
Kenntnis.

b) Sachverhalt:

Gemäß Beschluss des Hauptausschusses vom 13.06.2006 werden die im 3. Quartal vom
Kämmerer genehmigten zusätzlichen bzw. umgeschichteten Ausgabemittel zwischen
5.000 und 10.000€ dem Hauptausschuss zur Kenntnis vorgelegt.

I. V.

gez.
Dr. Zimdars
I. Beigeordneter u.
Stadtkämmerer

Anlage



Anlage zu TOP A 3 für die Sitzung des Hauptausschusses am 04.12.2007

Zusammenstellung der in der Zeit vom 01.07. - 30.09.07 vom Kämmerer genehmigten Mehrausgaben zwischen 5.000 und 10.000€, die dem Hauptausschuss 
zur Kenntnis zu geben sind.

Haushaltsansatz Deckung durch Mehreinnahmen/Minderausgaben bei
HHSt. Bezeichnung 2007 üpl./apl. HHSt. Bezeichnung genehmigt Amt

Ausgabe am

a) Verwaltungshaushalt

1.0600.65060.6 Einführung NKF 20.000,00 10.000,00 Pflichtaufgabe 04.07.2007 10
1.1300.52010.5 Gebrauchsgegenstände 50.000,00 5.000,00 Pflichtaufgabe 29.08.2007 32
1.1300.55000.4 Fuhrpark -Unterhaltung, Betrieb- 61.550,00 9.225,00 Pflichtaufgabe 02.07.2007 32
1.1300.65500.0 Erstellung Brandschutzbedarfsplan 0,00 9.996,00 Pflichtaufgabe 23.07.2007 32
1.3410.64010.9 Umsatzsteuer -Zahllast- 0,00 5.000,00 1.3410.15910.9 Umsatzsteuer-Erstattung 23.07.2007 20
1.6750.51000.4 Unternehmerkosten 54.700,00 5.080,00 Pflichtaufgabe 08.08.2007 60

b) Vermögenshaushalt

1.3660.93500.7 Bewegl. Anlagevermögen - Burg - 0,00 5.000,00 1.6300.96230.4 Erschließung "Zincoli" B 130 05.07.2007 40
65,00 1.6300.96230.4 Erschließung "Zincoli" B 130 10.07.2007

1.4640.95020.0 Umbau Kindergärten für Kinder unter 3 0,00 10.000,00 1.7000.96700.9 Kanalsanierung 29.08.2007 65
1.6300.94000.9 Gutachten Sanierung Höhenkreuzweg 0,00 5.000,00 1.7000.96700.9 Kanalsanierung 29.08.2007 66
1.6300.96013.1 Entwässerung Johannesstraße 0,00 6.100,00 1.7000.96700.9 Kanalsanierung 31.08.2007 66

500,00 1.6300.96230.4 Erschließung "Zincoli" B 130 26.09.2007
1.6300.96330.0 Pirolweg 0,00 6.200,00 1.7000.96700.9 Kanalsanierung 16.08.2007 66



HA

Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nichtöffentlich
II/20/21 gei

Datum
24.10.2007

Drucksache-Nr.

VORLAGE

für die Sitzung des Hauptausschusses
am 04.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 4
Betreff Forderungsverrechnung der enwor GmbH aus verdeckter

G e win n a u s s c h ü t t u n g m i t d e r V o r a u s z a h l u n g d e r
Konzessionsabgabe für das 2. Halbjahr 2007

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschließt, Klage gegen die enwor GmbH auf Zahlung der
verrechneten Konzessionsabgabe in Höhe von 76.532,00 i zu erheben.

b) Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 16.01.2007 machte die enwor energie & wasser vor ort GmbH gegenüber
der Stadt Stolberg eine Forderung in Höhe von 76.532,00 i für den Zeitraum von 1998/1999
bis 2003 im Zusammenhang mit verdeckten Gewinnausschüttungen bei der Überlassung von
Hebedaten an kommunale Gesellschafter für Zwecke der Abwassergebührenberechnung
geltend und kündigte an, dass sie die Forderung mit den Abschlagszahlungen auf
Konzessionsabgaben im Geschäftsjahr 2007 verrechnen wird.

Mit Schreiben vom 01.02.2007 wurde daraufhin der enwor GmbH seitens der Stadt Stolberg
mitgeteilt, dass sie die geltend gemachte Forderung zunächst nicht anerkennt und
diesbezüglich ein Steuerberatungs- und Wirtschaftsprüfungsbüro mit der Erstellung eines
entsprechenden Gutachtens beauftragen wird. Gleichzeitig wurde darum gebeten, von der
geplanten Verrechnung bis zur Vorlage des Gutachtens Abstand zu nehmen.

Nachdem der Gutachter in seiner Stellungnahme vom 16.04.2007 zu dem Schluss kam, dass
es im Interesse der Stadt Stolberg liegen muss, bezogen auf den Sachverhalt die Einrede der
Verjährung geltend zu machen und sich auch der Verwaltungsvorstand in seiner Sitzung vom
04.04.2007 dieser Auffassung anschloss, beschloss der Hauptausschuss in seiner Sitzung
am 22.05.2007 einstimmig, gegenüber den von der energie & wasser vor Ort GmbH (enwor
GmbH) auf Grund der Rückforderungsklausel geltend gemachten Forderungen in Höhe von
76.532,00 i die Einrede der Verjährung mit der Folge des Rechts einer dauerhaften
Zahlungsverweigerung gemäß §§195, 199 Abs. 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
entgegenzuhalten.

Über diesen Beschluss wurde die enwor GmbH mit Schreiben vom 29.05.2007 informiert.
Gleichzeitig wurde auch nochmals der geplanten Verrechnung widersprochen.

Trotzdem verrechnete die enwor GmbH wie angekündigt ihre Forderung in Höhe von
76.532,00 i mit der fälligen Vorauszahlung der Konzessionsabgabe Wasser für das 2.
Halbjahr 2007 in Höhe von 400.000,00 i, so dass der Stadt Stolberg nur der geminderte
Betrag von 323.468,00 i am 15.10.2007 auf ihrem Konto bei der Sparkasse Aachen
gutgeschrieben wurde.



Die Verwaltung schlägt deshalb vor, die enwor GmbH auf Zahlung der noch fälligen
Konzessionsabgabe für das 2. Halbjahr 2007 in Höhe von 76.532,00 i zu verklagen.
Mit der Durchführung der Klage soll eine geeignete Rechtsanwaltskanzlei beauftragt werden.

c) Rechtslage:

Konzessionsvertrag zwischen der Stadt Stolberg und der enwor - energie & wasser vor ort
GmbH vom 06.10.1997

d) Finanzierung:

entfällt

e) Personelle Auswirkungen:

entfällt

I. V.

gez.
Dr. Zimdars
I. Beigeordneter u. Stadtkämmerer



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nicht öffentlich
I/10 33 00

Datum

29.10.2007
Drucksache-Nr.

VORLAGE

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss empfiehlt/der Rat der Stadt beschließt, anstelle der
ausgeschiedenen Beigeordenten, Frau Simone Kaes-Torchiani, den für den
Fachbereich 2 vorgesehenen neuen Leiter, Herrn Josef Braun, als Vertreter der
Stadt Stolberg (Rhld.) in die Verbandsversammlung des Wasserverbandes Eifel-
Rur zu entsenden.

b) Sachverhalt:

Nach der derzeitigen Beschlusslage gehören folgende Vertreter der Stadt Stolberg
(Rhld.) der Verbandsversammlung des Wasserverbandes Eifel-Rur an:

Bürgermeister Ferdinand Gatzweiler
Beigeordnete Simone Kaes-Torchiani
Ratsmitglied Hans-Josef Siebertz
Ratsmitglied Hildegard Nießen.

Da Frau Kaes-Torchiani nicht mehr bei der Stadt Stolberg (Rhld.) beruflich tätig ist,
kann sie nicht mehr als Delegierte der Verbandsversammlung des Wasserverbandes
Eifel-Rur angehören. Es ist daher eine Ersatzwahl vorzunehmen.
Nach § 113 GO NRW werden die Vertreter der Stadt in Beiräten, Ausschüssen,
Gesellschafterversammlungen etc. vom Rat bestellt, und zwar nach den Vorschriften
des § 50 GO NRW.
Scheidet eine Person vorzeitig aus dem Gremium aus, für das sie bestellt oder
vorgeschlagen worden war, wählt der Rat den Nachfolger für die restliche Zeit der
laufenden Legislaturperiode. Die Wahl erfolgt durch offene Abstimmung, wenn
niemand widerspricht.

Die Verwaltung schlägt anstelle der ausgeschiedenen Beigeordneten, Frau Kaes-
Torchiani, den als Leiter für den Fachbereich 2 vorgesehenen Mitarbeiter Josef Braun
vor.

gez.
Ferdi Gatzweiler
Bürgermeister

Für die Sitzung des Hauptausschusses/Rates

am 04.12.2007/18.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 5
Betreff Bestellung eines Vertreters der Stadt Stolberg (Rhld.)

für die Verbandsversammlung des Wasserverbandes
Eifel-Rur

HA
Rat



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nicht öffentlich

Datum

02.11.2007
Drucksache-Nr.

VORLAGE

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und
beschließt, dass wie von der Verwaltung vorgesehen verfahren werden soll.

b) Sachverhalt:

Durch Beschluss des Hauptausschusses am 09.10.2007/Rates am 23.10.2007 wurde
die Entscheidung zur Einführung eines Ratsinformationssystems bis zur
Kommunalwahl in 2009 zurück gestellt. Gleichzeitig wurde die Verwaltung beauftragt
zu prüfen, ob die Einstellung der Verwaltungsvorlagen und Niederschriften des
öffentlichen Teils der Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse in das Internet
möglich ist.

Bisher wurden bereits die Tagesordnungen und die Niederschriften des öffentlichen
Sitzungsteils von Hauptausschuss und Rat für das Jahr 2007 vollständig eingestellt.
Für die anderen Ausschüsse erfolgte dies nur, soweit bei den geschäftsführenden
Stellen die technischen Voraussetzungen gegeben waren. Dies sollte bis Jahresende
für alle möglich sein.

Für die Sitzung des Hauptausschusses am 06.11.2007 wurden erstmals die Vorlagen
für den öffentlichen Sitzungsteil ebenfalls im Internet veröffentlicht. Technisch ist die
Umwandlung vorhandener Text- oder Tabellendokumente mit der vorhandenen
Software in PDF-Dateien unproblematisch. Lediglich Dokumente, die als Anlagen
beigefügt werden (z. B. Fraktionsanträge, auswärtige Schriftstücke), müssen zunächst
gescannt werden. Hierfür steht jedoch in der hiesigen Druckerei ein entsprechendes
Gerät zur Verfügung.

Insofern ist die elektronische Aufbereitung der Einladungen mit Vorlagen mit der
vorhandenen technischen Ausstattung möglich. Der personelle Aufwand hierfür hält
sich in einem vertretbaren Rahmen. Die geschäftsführenden Stellen sind hier jedoch
auf eine reibungslose Zuarbeit der Ämter, die die Vorlagen erstellen, angewiesen
(Übersendung der Dateien).

Es sollte nach Ansicht der Verwaltung dieses Verfahren zunächst bei Hauptausschuss
und Rat, später dann auch bei Bau- und Vergabeausschuss bzw. ASVU mit einer

Für die Sitzung des Hauptausschusses
am 04.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 6
Betreff Einstellung von Einladungen und

Niederschriften des Rates und
seiner Ausschüsse in das Internet
hier: Informationsvorlage

HA

I/10 - ub -
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Probezeit von 6 Monaten getestet werden, da die Geschäftsführung dieser Gremien
sämtlich bei Amt 10 liegt. Sollte sich dabei bestätigen, dass die Prognose zum
Arbeitsaufwand zutreffend ist, werden auch die restlichen Ausschüsse in das
Verfahren einbezogen werden.

c) Rechtslage:

sh. Sachverhalt;

d) Finanzierung:

Entfällt; die Einstellung der vollständigen Rats- und Ausschussunterlagen in das
Internet ist unter Nutzung der vorhandenen Hard- und Software ohne Mehrkosten
möglich.

e) Personelle Auswirkung:

Die Bearbeitung des Vorgangs bindet Personal zunächst bei Amt 10, später auch bei
den anderen geschäftsführenden Ämtern (sh. Sachverhalt).

gez.
Ferdi Gatzweiler
Bürgermeister



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nichtöffentlich
Amt / Aktenzeichen

FB 1/63 / 00639-2007-03

VORLAGE
für die Sitzung des Hauptausschusses
am 04.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 7
Betreff Antrag der F.D.P.-Fraktion auf Einführung der Sofort-/24-Stunden-/Express-

Baugenehmigung

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis und
stimmt der Einführung der Express-Baugenehmigung in Form der Entscheidung
über die in Frage kommenden Bauanträge innerhalb dreier Werktage zu.

b) Sachverhalt:

In seiner Sitzung am 11.09.2007 hat der Hauptausschuss einstimmig beschlossen, den
Antrag der F.D.P.-Fraktion vom 27.07.2007, die Voraussetzungen zur Einführung einer
Sofort-/24-Stunden-/Expressbaugenehmigung zu schaffen, zur weiteren Bearbeitung an
die Verwaltung verwiesen.

Eine seitens des Bauordnungsamtes vorgenommene Recherche im Internet hat ergeben,
dass eine „24-Stunden-Baugenehmigung“ bzw. „Sofortbaugenehmigung“in Nordrhein-
Westfalen offensichtlich seitens der Städte Köln, Solingen und Aachen angeboten wird.

Bei den drei Kommunen handelt es sich um kreisfreie (Groß-)Städte mit Einwohnerzahlen
von ca. 160.000 (Solingen), 250.000 (Aachen) bzw. über 1.000.000 (Köln), deren
Bauaufsicht naturgemäß mit einem sehr viel größeren Personalstamm besetzt ist, als das
Bauordnungsamt der Stadt Stolberg. Außerdem haben diese kreisfreien Städte im
Gegensatz zu Stolberg die Funktion der Unteren Landschafts-/Wasser-/
Bodenschutzbehörde und weisen auch ein eigenes Gesundheitsamt, Veterinär- und
Lebensmittelüberwachungsamt etc. auf, so dass dort eine Beteiligung externer Stellen
kaum noch notwendig ist. Im Grunde werden dort selbst die baunebenrechtlichen Belange
im eigenen Hause geprüft und entschieden. In Stolberg muss in solchen Fällen, z.B. beim
Vorliegen eines Altlastenverdachts oder der beabsichtigten gezielten Einleitung von
Oberflächenwasser, stets das Umweltamt des Kreises Aachen beteiligt werden. Hinzu
kommen die bekannten Probleme mit dem Altbergbau, die eine Beteiligung der
Bezirksregierung Arnsberg notwendig machen und auch vor kleineren Bauvorhaben nicht
Halt machen.

Um in Stolberg überhaupt ein „schnelles“ Genehmigungsverfahren einführen zu können,
müssen aus den v.g. Gründen, aber auch im Hinblick auf die personelle Situation aus
Sicht des Bauordnungsamtes folgende Voraussetzungen erfüllt werden:

1. Das „schnelle“ Baugenehmigungsverfahren wird–wie auch in Solingen, Aachen und
Köln–auf nachfolgend aufgeführte kleinere Vorhaben beschränkt:

a) Errichtung von Werbeanlagen

Datum

.11.2007
Drucksache-Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

HA
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b) Errichtung von Gartenhäusern und Abstellräumen
c) Errichtung von kleineren Stellplatzanlagen
d) Errichtung von Kleingaragen und Carports
e) Kleinere haustechnische Anlagen
f) Kleinere Nutzungsänderungen
g) Kleinere Anbauten und Umbauten
h) Errichtung von Erkern, Balkonen und Terrassenüberdachungen
i) Errichtung von Dachgauben
j) Dachgeschossausbauten in Gebäuden geringer Höhe

2. Für das „schnelle“ Verfahrengelten folgende allgemeine Voraussetzungen:

a) Das Baugrundstück liegt nicht im Außenbereich (§ 35 BauGB), sondern innerhalb
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) oder im
Geltungsbereich eines Bebauungsplans (§ 30 BauGB).

b) Das Vorhaben bedarf keiner förmlichen Genehmigung, Bewilligung, Erlaubnis,
Zustimmung, Gestattung oder Befreiung einer anderen Behörde (z.B. nach
Denkmalschutzgesetz, Landeswassergesetz, Landschaftsgesetz o.ä.).

c) Es ist keine Stellungnahme einer anderen Behörde (Umweltamt, Gesundheitsamt,
Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt des Kreises Aachen, Landesbetrieb
Straßenbau NRW, Bezirksregierung Köln –Arbeits- oder Immissionsschutz,
Bezirksregierung Arnsberg - Bergbau o.ä.) bzw. einer anderen internen Stelle
(Vorbeugender Brandschutz, Amt für Recht, Ordnung und Umwelt o.ä.) erforderlich.

d) Es ist keine bauplanungsrechtliche Ausnahme/Befreiung oder bauordnungs-
rechtliche Abweichung notwendig.

e) Das Vorhaben erfordert keine förmliche Baulasteintragung oder sonstige
nachbarliche Zustimmung (Grenzanbau, Entwässerung o.ä.).

f) Es ist keine Ortsbesichtigung zur Beurteilung des Vorhabens notwendig.

3. Für das „schnelle“ Genehmigungsverfahren gelten folgende formelle
Voraussetzungen:

a) Der Bauantrag und die eingereichten Bauvorlagen müssen in jeder Hinsicht
(Vollständigkeit und Qualität) den Bestimmungen der Bauprüfverordnung
(BauPrüfVO) entsprechen.

b) Der Bauantrag muss persönlich unmittelbar beim Bauordnungsamt abgegeben
werden. (Hierzu ist die Anschaffung eines eigenen Posteingangsstempels
erforderlich.)

c) Der Bauantrag muss montags bis freitags jeweils bis 12.00 Uhr abgegeben
werden.
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Gegen die Einführung der „Sofort-/24-Stunden-Baugenehmigung“ sprechen neben den 
oben bereits geschilderten Umständen folgende Gründe:

1. Zunächst stellt sich die grundsätzliche Frage, welcher Bauherr ernsthaft Interesse an
der Erteilung einer Baugenehmigung innerhalb von nur 24 Stunden haben kann, zumal
es sich ohnehin nur um kleine, in aller Regel nicht gewerbliche Baumaßnahmen
handelt und somit gewichtige wirtschaftliche Interessen an einer so kurzfristigen
Bescheidung ausscheiden.

2. Zudem lässt sich nicht leugnen, dass eine Bearbeitungszeit von nur 24 Stunden für die
gleichwohl notwendige umfassende Zulässigkeitsprüfung für den jeweiligen
Sachbearbeiter die Gefahr birgt, auch schneller Fehler zu begehen.

3. Innerhalb von nur 24 Stunden wäre eine Beteiligung anderer interner Stellen
(Vermessungsamt, Tiefbauamt, Entwicklungs- und Planungsamt etc.) gar nicht
möglich, es sei denn, es würde eine Konferenz einberufen, in der - wie bei der Stadt
Solingen – am nächsten Vormittag die Baugesuche von dem zuständigen
Sachbearbeiter und Kollegen aus anderen Fachabteilungen gemeinsam beurteilt
werden. In diesem Fall dürften die Anträge nur an einem bestimmten Wochentag
eingereicht werden. Außerdem wäre eine Terminkoordination zwischen den Ämtern
und eine strikte Vertretungsregelung erforderlich.

4. Auch gilt zu bedenken, dass selbst im sog. Freistellungsverfahren die Gemeinde gem.
§ 67 Abs. 1 BauO NRW einen Monat Zeit hat, ein Genehmigungsverfahren einzuleiten
und im Baugenehmigungsverfahren die Bauaufsichtsbehörde gem. § 72 Abs. 1 BauO
NRW allein eine Woche Zeit für die formale Vorprüfung des Antrages hat.

5. Müssten die zuständigen techn. Sachbearbeiter die Anträge innerhalb von nur 24
Stunden prüfen und bescheiden, würden sie zu sehr und zu Lasten aller übrigen
Bauherren in ihren sonstigen Tätigkeiten (Bauberatung, Bauabnahmen,
Ortsbesichtigungen etc.) eingeschränkt. Auch aus diesem Grund dürften die Anträge
nur an einem bestimmten Tag in der Woche eingereicht werden.

In Anbetracht der zuvor geschilderten, sich aus der„Sofort-/24-Stunden-Baugenehmigung“ 
ergebenden Probleme kommt als Alternative und Kompromiss–ebenfalls unter den oben
unter 1. bis 3. geschilderten Voraussetzungen–allenfalls die Einführung einer „Express-
Baugenehmigung“ in Form derEntscheidung innerhalb dreier Werktage in Frage, die
dem Bauordnungsamt die Abwicklung der „schnellen“Verfahren doch wesentlich
erträglicher macht.

c) Rechtslage:

siehe oben

d) Finanzierung:

entfällt
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e) Personelle Auswirkungen:

keine

Im Auftrag

gez.
Pickhardt
Leiter des Fachbereichs 1
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Rat

Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nichtöffentlich

Datum

31.10.07
Drucksache-Nr.

VORLAGE

für die Sitzung des Hauptausschusses/Rates

am 04.12./18.12.07
Tagesordnungspunkt Nr. A 8
Betreff Sockelfinanzierung der Wirtschaftsförderungsgesellschaft

des Kreises Aachen

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss/Rat beschließt:

1. Die Stadt Stolberg beteiligt sich als Mitgesellschafter an der Sockelfinanzierung der
Wirtschaftsförderungsgesellschaft des Kreises Aachen für das Haushaltsjahr
2007/2008 mit einem Betrag in Höhe von 0,75 Euro/Einwohner. Dies entspricht einem
Gesamtbetrag von 43.963,50 Euro bei 58.618 Einwohnern im Jahr 2007.

2. Der Betrag wird unter HHSt. 1.7910.71500.3 - Sockelfinanzierung
Wirtschaftsförderungsgesellschaft Kreis Aachen - im Rahmen der Haushaltskorridore
bereitgestellt.

Sachverhalt:

Die Stadt Stolberg ist seit 1989 Gründungsmitglied der WfG AC. In der 118. Sitzung des
Aufsichtsrates der WfG AC wurde eine Fortführung der Sockelfinanzierung durch alle
Mitgesellschafter beschlossen.

Alle Mitgesellschafter haben in ihren Räten die Beteiligung an der Sockelfinanzierung
uneingeschränkt bestätigen lassen.

Finanzielle Auswirkungen:

Der Etatentwurf 2007/2008 weist keinen Mittelansatz auf, so dass es einer außerplanmäßigen
Bereitstellung bei HHSt. 1.7910.71500.3 - Sockelfinanzierung Wirtschaftsförderungsgesellschaft
des Kreises Aachen - bedarf.

Personelle Auswirkungen:
Entfällt.

gez.
Gatzweiler
Bürgermeister



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nicht öffentlich

Datum

02.11.07
Drucksache-Nr.

VORLAGE

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuß beschließt wie folgt:
Bei Haushaltstelle 1.4130.73020.6 - Krankenhilfe Restabwicklung BSHG - werden
weitere Mittel in Höhe von 1.200,00 Euro zusätzlich zur Verfügung gestellt.
Mit Verfügung vom 04.06.07 hat der Kämmerer schon Mittel in Höhe von 9.500,00
Euro zusätzlich zur Verfügung gestellt, sodass mit der weiteren Bereitstellung der
1.200,00 Euro nunmehr insgesamt zusätzlich 10.700,00 Euro erforderlich wurden.

b) Sachverhalt:

Innerhalb der - Restabwicklung Krankenhilfe Bundessozialhilfegesetz (BSHG) -
entstanden im Juni 07 in einem Einzelfall zusätzliche Krankehilfekosten in Höhe von
9.500,00 Euro.
Darüber hinaus sind jedoch noch bis Ende 2007 noch weitere Gebühren für die
Archivierung und Verwaltung de Krankenhilfeunterlagen an das Deutsche
Dienstleistungszentrum für das Gesundheitswesen GmbH (DDG) in Höhe von ca.
1.200,00 Euro zu leisten, die jetzt ebenfalls nochmals zusätzlich erforderlich werden.

c) Rechtslage:

§ 37 Bundessozialhilfegesetz (BSHG)

d ) Finanzierung:

Der Kämmerer hat mit Verfügung vom 12.10.07 folgende Stellungnahme abgegeben:
„Zuder Ausgabe ist die Zustimmung des Hauptausschusses (die durch eine dringliche
Entscheidung des Bürgermeisters und eines Ratsmitgliedes ersetzt werden kann)
herbeizuführen.

e) Personelle Auswirkungen:

entfällt

gez.
Ferdi Gatzweiler

Für die Sitzung des Hauptausschusses

am 04.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 9
Betreff Bereitstellung von Ausgabemitteln

HHST. 1.4130.7302.6
Krankenhilfe-Restabwicklung BSHG

HA

51-50/64













HA

Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nichtöffentlich
FB 2/65

Datum

09.11.2007
Drucksache-Nr.

3250 -2007

VORLAGE

für die Sitzung des Hauptausschusses

am 04.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 14
Betreff Auftragsvergabe für die Schließ- und Zeit-

erfassungsanlage Rathausstr.11-13 und
Außenstellen
hier: Bereitstellung von zusätzlichen Finanz-
mitteln

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschließt, für die Auftragsvergabe Schließ- und
Zeiterfassungsanlage Rathausstr. 11-13 und Außenstellen an die Fa.

in Höhe von brutto insgesamt 119.030,92 € die noch
fehlenden Finanzmittel in Höhe von 19.030,92 € zusätzlich bereit zu stellen.

b) Sachverhalt:

Die Schließ- und Zeiterfassungsanlage im Rathaus und in den Nebenstellen soll
erneuert werden.

Auf der Grundlage der Kostenkalkulation der Stabsstelle für Organisation I/16 wurden
durch die Beschlüsse des Hauptausschusses vom 15.08.06 sowie 27.03.07 bei der
Haushaltsstelle 1.0200.50070.4 insgesamt Finanzmittel in Höhe von 100.000.- € bereit
gestellt.

Zur Submission am 06.11.07 lagen rechtzeitig 4 Angebote vor. 2 Angebote wurden
nicht abgegeben.

Das Submissionsergebnis wird dem Bau- und Vergabeausschuss als Anlage zu TOP
B 2 in seiner Sitzung am 14.11.07 mit entsprechendem Vergabevorschlag an die Fa.

, als Mindestbieter vorgelegt.

Die Vergabesumme brutto beläuft sich auf 119.030,92 €, sodass eine Bereitstellung
von zusätzlichen Finanzmitteln in Höhe von insgesamt brutto 19.030,32 € erfolgen
muss.

c) Rechtslage:

VOB



- 2 -

d) Finanzierung:

Die Stadt Stolberg hat keinen genehmigten Haushaltsplan. Ausgaben richten sich
daher nach der vorläufigen Haushaltsführung gem. § 81 GO. Danach dürfen
ausschließlich Ausgaben geleistet werden, zu deren Leistung die Gemeinde rechtlich
verpflichtet ist oder die für die Weiterführung notwendiger Ausgaben unaufschiebbar
sind; sie darf insbesondere Bauten, Beschaffung und sonstige Leistungen des
Vermögenshaushaltes, für die im Haushaltsplan des Vorjahres Haushaltsansätze oder
Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen waren, fortsetzen.

Bei der Haushaltsstelle 1.0200.50070.4 stehen derzeit Finanzmittel in Höhe von
insgesamt 100.000.- € zur Verfügung

e) Personelle Auswirkung:

Die Maßnahme wird von Mitarbeitern des Hochbauamtes bearbeitet.

I.A.

gez.
Braun



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nicht öffentlich

Datum Drucksache-Nr.

VORLAGE

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschließt, die Bereitstellung zusätzlicher Haushaltsmittel in
Höhe von 6.610,-- € bei der Haushaltsstelle 1.0220.45300.1 „Ärztliche
Untersuchungen“.

b) Sachverhalt:

Bei der o.a. Haushaltsstelle „Ärztliche Untersuchungen“ besteht ein Haushaltsansatz
von 21.000,-- €. Das Personalamt hatte bisher im laufenden Haushaltsjahr Ausgaben
in Höhe von 24.330,76 €.

Zunächst ist die letzte Rate des Vertrages mit dem Arbeitsmedizinischen Dienst des
TÜV Rheinland in Höhe von 4.598,16 € zu bezahlen.

Die Überschreitung des Haushaltsansatzes resultiert vor allem daraus, dass auf Grund
verschiedener Beschlüsse des Arbeitssicherheitsausschusses, allen Mitarbeiterinnen
der Kindertagesstätten zusätzliche Untersuchungen zur Feststellung ihres
Immunstatus angeboten werden. Diese Untersuchungen sind deshalb notwendig, weil
beim Auftreten bestimmter Krankheiten in den Kindertagesstätten, Mitarbeiterinnen
evtl. mit sofortiger Wirkung freizustellen sind. Hat der Arbeitgeber seine Pflichten nach
den einschlägigen Arbeitsschutzgesetzen erfüllt, werden ihm im Falle einer Frei-
stellung bei bestehender Schwangerschaft die Personalkosten durch die zuständige
Krankenkasse erstattet.

Weitere Kosten entstehen durch Hepatitis-Impfungen für die Mitarbeiter/innen der
Kindertagesstätten, des Kanalbetriebshofes und der Feuerwehr. Diesem
Personenkreis werden diese Impfungen, basierend auf einem Beschluss des
Arbeitssicherheitsausschusses, ebenfalls angeboten.
Zurzeit ist auch hierfür eine Rechnung in Höhe von 2.085,-- € zu bezahlen.

gez.
Ferdi Gatzweiler

Für die Sitzung des Hauptausschusses

am 04.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 15
Betreff Zusätzliche Mittelbereitstellung

hier: Ärztliche Untersuchungen

HA



HA

Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nichtöffentlich
30/32

Datum
15.11.2007

Drucksache-Nr.

VORLAGE

für die Sitzung des Hauptausschusses

am 04.12.2007

Tagesordnungspunkt Nr. A 16

Betreff: Informationsvorlage zur Änderung beim
Dualen System Deutschland

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss nimmt die Verwaltungsvorlage zur Kenntnis.

b) Sachverhalt:

Die Stadt Stolberg ist vom Dualen System Deutschland (DSD) schriftlich informiert
worden, dass die Verteilung und die Abholung der gelben Säcke ab 01.01.2008 im gesamten
Gebiet des Kreises Aachen durch die Firma T&H Transport- und Handelsgesellschaft mbH aus
Kerpen durchgeführt werden wird.

Erfreulicher Weise wird es keine Änderung der Abfuhrbezirke und auch nicht der Abfuhrtage
geben. Es kann jedoch sein, dass die Straßen der einzelnen Abfuhrbezirke in einer anderen
Reihenfolge angefahren werden als bisher, so dass am Abholtag alle Säcke bereits vor 6.00
Uhr durch die Bürgerinnen und Bürger bereitgestellt werden müssen.

Im Rahmen des Dienstleisterwechsels müssen sich alle Bürgerinnen und Bürger des Kreises
Aachen auf eine Änderung bei der Ausgabe der Rollen gelber Säcke einstellen.

Ab dem 01.01.2008 werden an den folgenden Ausgabestellen die Rollen gelbe Säcke nur
noch gegen Vorlage und Abgabe einer „Abholkarte - Gelbe Säcke“ ausgegeben.

Ausgabestellen Rollen gelbe Säcke:

? Wertstoffhof der Fa. Haas, Hasencleverstr. 29
? Information der Stadt Stolberg, Rathausstr. 11-13
? 14 Standorte der Grünabfallsammlung in den Stadtteilen
? Sammelfahrzeuge der Fa. T&H

Jeder Haushalt erhält im Dezember 2007 als Beilage zum Abfallkalender 6 Abholkarten, die an
den v.g. Verteilstellen jeweils gegen eine Rolle gelbe Säcke eingetauscht werden können.
Jede Rolle umfasst dabei mind. 13 Säcke, so dass jeder Haushalt mind. 78 Säcke pro Jahr
beziehen kann. Dies entspricht einer größeren Stückzahl als von DSD gefordert.



Bei einem begründeten höheren Bedarf an Säcken (z.B. Großfamilie, Gewerbe) ist die
gebührenfreie Hotline: 08008/884373 der Fa. T&H zu kontaktieren. Es erfolgt dann in der
Regel in derselben Woche eine postalische Zusendung weiterer Abholkarten.

Diese Maßnahme soll laut DSD u.a. den Missbrauch der gelben Säcke für systemfremde
Zwecke eindämmen.
Durch Eintausch der Ausgabekarten an den Ausgabestellen soll sich ebenfalls die Ausgabe
von Rollen gelber Säcke für die Bürgerinnen und Bürger vereinfachen, da es dort durch die
Abgabe einer bestimmten Anzahl von Abholkarten keine Diskussion mehr über die Anzahl der
mitzunehmenden Rollen gelber Säcke geben dürfte.

Das Fachamt stellt hiermit klar, dass es sich bei der Ausgabe und Einsammlung der
gelben Säcke um ein privatrechtliches System zwischen DSD und dem
Entsorgungsunternehmen handelt und die Stadt Stolberg weder Auftraggeber der
neuen Firma ist noch von den Bürgerinnen und Bürgern (Abfall-)Gebühren für o.g.
Leistungen erhält.

Der Bürger hat bereits durch den Kauf eines Produktes einen gewissen Betrag für die
Sammlung und Entsorgung der Verkaufsverpackung (z.B. Milchtüte, Joghurtbecher,
Nudeltüte) mitbezahlt.
Mit diesem Geld, welches dem DSD über den Handel zugeleitet wird, beauftragt und bezahlt
es die Entsorgungsunternehmen.

Die Fa. T&H wird die Abfuhr ab 2008 bis Ende 2010 im gesamten Kreis Aachen übernehmen.

Im Bereich Altglassammlung hat DSD ab 01.01.2008 ebenfalls eine neue Firma beauftragt.
Es handelt sich um die Firma ALBA mit Hauptsitz in Berlin, die wohl alle Glascontainer im
Kreisgebiet Aachen gegen neue austauschen wird.
Ein reibungsloser Austausch der Container wurde sowohl dem DSD als auch allen Kommunen
zugesichert.
Die neuen Gefäße sollen deutlich besser schallgedämmt und optisch ansprechender als die
bisherigen sein.

c) Rechtslage:

Verpackungsverordnung - VerpackV

d) Finanzierung:

entfällt

e) Personelle Auswirkungen:

entfällt

i.A.

gez.
(Nolte)



Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nicht öffentlich

Datum

02.11.2007
Drucksache-Nr.

VORLAGE

a) Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Änderung der
Gemeindeordnung NRW zur Kenntnis.

b) Sachverhalt:

Durch das „Gesetz zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung“ (GO-
Reformgesetz) vom 09.10.2007 sind Teile der Gemeindeordnung NRW grundlegend
geändert worden.

In der beil iegenden Übersicht sind die wesentlichen Änderungen der
Gemeindeordnung zusammen gefasst.

Die meisten Änderungen sind mit Verkündung des Gesetzes am 17.10.2007 in Kraft
getreten und haben damit sofort Gültigkeit.

c) Rechtslage:

sh. Sachverhalt;

d) Finanzierung:

Entfällt;

e) Personelle Auswirkung:

Entfällt;

gez.
Ferdi Gatzweiler
Bürgermeister

Für die Sitzung des Hauptausschusses
am 04.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 17
Betreff Änderung der Gemeindeordnung

NRW zum 17.10.2007
hier: Informationsvorlage

HA
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Stadt Stolberg (Rhld.) X öffentlich nichtöffentlich
II / 23

Datum
15.11.2007

Drucksache-Nr.

VORLAGE Nachtrag

für die Sitzung des Hauptausschusses / Rates
am 04.12.2007 / 18.12.2007
Tagesordnungspunkt Nr. A 21
Betreff Rückübertragung Sanierungstreuhandvermögen

Altstadt Stolberg - Darlehensübernahme -

a) Beschlussvorschlag

Die Verwaltung wird ermächtigt, im Rahmen der Rückübertragung des
Sanierungstreuhandvermögens Altstadt Stolberg die zwischen der LEG GmbH
Düsseldorf und der WFA bestehende Darlehensvereinbarung für das Objekt Klatterstr.
34 zu übernehmen.

b) Sachverhalt
Auf die Vorlage zur Rückübertragung des Sanierungstreuhandvermögens für die Sitzung des
Hauptauschusses 04.12.07 wird Bezug genommen.

Die Restschuld gegenüber der WFA im Rahmen der Sanierung des Hauses Klatterstr. 34
beträgt mit Stand 30.06.2007 nach Abschreibung der Tilgung 68.542,91 €; halbjährlich werden
1.059,57 € ( 473,55 € Tilgung / 383,04 € Zinsen - Verzinsung 4 % )  gezahlt bei einem
Anfangsdarlehen von 159.300 € und einer Laufzeit von 30 Jahren. Eine Fortsetzung dieser
Finanzierung wäre ebenfalls Gegenstand des Übertragungsvertrages.

Die beiden Mietwohnungen, für die auf Grund der öffentlichen Förderung ein Besetzungs-recht
besteht, erzielen zur Zeit Mieteinnahmen - ohne Nebenkosten - in Höhe von insgesamt
5.684,64 € p.a.

c) Rechtslage
Die Rückübertragung der Grundstücke ist im Treuhändervertrag vom 10.09.1980 vereinbart.
Kausalität zur Aufhebung der Sanierungssatzung.

d) Finanzierung
s. Sachverhalt

I. V.

gez.
Dr. Zimdars
I. Beigeordneter
u. Stadtkämmerer
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